
Die notwendige Verbindung zur Woh-
nungs- und Stadtentwicklungspolitik wird 
aus Sicht der Verbände dadurch gewähr-
leistet. Als sogenanntes „lernendes Pro-
gramm“ könne die „Energetische Stadt-
sanierung“ unter diesen Voraussetzungen 
noch besser auf die differenzierten Her-
ausforderungen und Anforderungen von 
Kommunen, integrierter Stadtentwicklung, 
verschiedener Wohnungsmärkte sowie von 

Immobilien- und Energiewirtschaft ausge-
richtet werden. Ebenso essenziell sei eine 
starke inhaltliche Kooperation und themati-
sche Koordination der weiteren beteiligten 
Bundesministerien sowie der Länder. Mit 
dem KfW-Programm „Energetische Stadt-
sanierung“ fördert die Bundesregierung 
seit Ende 2011 energetische Quartiersan-
sätze zur Steigerung der Energieeffizienz 
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Aktuelle Meldungen

Wohngelderhöhung angekündigt

Bundesbauministerin Barbara Hendricks 
(SPD) hat eine Erhöhung des Wohngel-
des für Geringverdiener in Aussicht 
gestellt. Diese solle zum 1. April 2015 
wirksam werden, sagte sie in einem 
Interview mit der Rheinischen Post vom 
17. April 2014. Es sei erfreulich, dass 
Empfänger von Leistungen der Grund-
sicherung künftig wegen des Mindest-
lohns nicht mehr auf Hartz IV ange-
wiesen seien, aber dann Anspruch auf 
Wohngeld haben könnten.  (wi) 

Bundeseigene Wohnungen 
gibt es nicht verbilligt

Der Bund kann zwar ehemalige Mili-
tärflächen künftig für den Wohnungs-
bau verbilligt an Kommunen abgeben, 
nicht aber bundeseigene Wohnungen. 
Das geht aus der Antwort der Bundes-
regierung auf eine Anfrage der Grünen 
hervor. Bundeseigene Wohnungen, die 
zum Verkauf stehen, müssten zum Ver-
kehrswert abgegeben werden. Davon 
könne nur dann abgewichen werden, 
wenn der Gesetzgeber einen Ausnah-
metatbestand schaffe, wie die Berliner 
Zeitung am 23. April 2014 berichtete. 
 (wi) 

Kommunen sind Investitions-
Spitzenreiter

Die Kommunen sind in Deutschland der 
größte öffentliche Investor. Die rund 
11.000 Gemeinden in 13 Flächenlän-
dern investierten im vergangenen Jahr 
22 Milliarden Euro – und damit mehr als 
Bund und Länder zusammen, berichtete 
das Handelsblatt am 23. April 2014.  (wi)
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Energetische Stadtsanierung: Verbände rufen zur 
Weiterführung des Förderprogramms auf

Berlin – Das Programm „Energetische Stadtsanierung“ der KfW Bankengrup-
pe, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, als starkes Förderinstrument mit vol-
ler Kraft fortzuschreiben – darin bestärken 11 Verbände aus Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft, Planung und Architektur gemeinsam mit dem Deut-
schen Städtetag und dem Deutschen Städte- und Gemeindebund die Bundes-
regierung. Die Verbände begrüßen in diesem Zusammenhang den Verbleib der 
Programmbetreuung im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit. 

Mit dem KfW-Programm „Energetische Stadtsanierung“ werden seit Ende 2011 energetische 
Quartiersansätze zur Steigerung der Energieeffizienz und Senkung des CO2-Ausstoßes gefördert.
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Verkäufer und Vermieter müssen künftig 
dem Käufer beziehungsweise neuen Mieter 
den Energieausweis verpflich-
tend übergeben und diesen 
bereits bei der Besichtigung 
vorlegen. Mit der EnEV 2014 
wird ebenfalls neu zur Pflicht, 
dass ab 2015 bestimmte Heiz-
kessel, die älter als 30 Jahre 
sind, ersetzt werden müssen. 
Ab 1. Januar 2016 wird ent-
sprechend EnEV die Anforde-

rung an die Energieeffizienz von Neubauten 
erhöht. Dann soll der zulässige Jahresener-

giebedarf für Neubauten um 25 Prozent sin-
ken.  (vogl/schi) 

 Umfassende Informationen 

zur neuen EnEV finden Sie in 

der GdW Arbeitshilfe 74 „Ener-

gieeinsparverordnung 2014 in 

der wohnungswirtschaftlichen 

Praxis“. GdW-Mitglieder können 

die Arbeitshilfe in elektronischer 

Form im GdW-Extranet herun-

terladen. 

und Senkung des CO2-Ausstoßes. Kom-
munen werden dabei unterstützt, energe-
tische Quartierskonzepte zu erstellen und 
deren schrittweise Umsetzung durch ein 
Sanierungsmanagement anzustoßen. Bis 
Anfang 2014 wurden gut 439 Mittelzusa-
gen mit einem Volumen von rund 140 Milli-
onen Euro erteilt, davon 316 Zuschüsse für 
Konzepterstellung beziehungsweise Sanie-
rungsmanagement und 123 Darlehen für 
die Quartiersversorgung. Diese Zahlen 
belegen das große Interesse bei den Kom-
munen sowie den hohen Unterstützungs-
bedarf. Das Programm kommt vielfältigen 
Akteuren zu Gute und in unterschiedlichen 
Quartierstypen zum Einsatz – von Eigen-
heimsiedlungen, über gemischte Innen-
stadtviertel und historische Altstädte bis 
hin zu Großwohnsiedlungen.

Insgesamt hilft die energetische Stadtsa-
nierung aus Sicht der Verbände, dass in 
den Städten und Gemeinden schrittweise 
ein zeitlich, technisch und akteursüber-
greifend abgestimmtes und für die spe-
zifische Situation im Quartier geeignetes 
Maßnahmenbündel angegangen werden 
kann, das folgende manchmal gegenläu-
fige Anforderungen und Ziele miteinander 
in Einklang bringt: höchstmögliche Einspa-
rungen an CO2 und Primärenergie; einkom-
mensadäquat bezahlbaren Wohnraum und 
tragbare Energiekosten für alle Haushalte; 
den Aufbau von technologisch nachhal-
tigen Infrastrukturen; die Wirtschaftlich-
keit von Investitionen in den Gebäudebe-
stand; sowie ein ästhetisch ansprechendes 
Erscheinungsbild der Städte und Gebäude.

Mit seiner Ausrichtung auf Investitionen in 
Immobilien und Versorgungsinfrastruktur 
bietet das KfW-Programm eine wichtige, 
umsetzungsorientierte Ergänzung zu den 
vom Bundesumweltministerium geförder-

ten kommunalen Klimaschutzkonzepten, 
die thematisch umfassender, dafür aber 
weniger konkret sämtliche Handlungsfel-
der zum Klimaschutz aufgreifen. Durch die 
räumlich-individuell abgestimmte Größe 
der Gebiete des KfW-Programms und die 
Identifizierung konkreter Maßnahmen und 
Akteure für die Umsetzung können Kon-
zepte konzentriert kleinräumig umgesetzt 
werden. So können Erfolge und Wirkun-
gen der Programme schnell sichtbar wer-
den – Ähnliches konnte in anderen quar-
tiersorientierten Förderprogrammen wie 
zum Beispiel den Sanierungsgebieten der 
Städtebauförderung beobachtet werden.

Stärkung durch Bündelung und 
 Verzahnung mit weiteren Mitteln 
Um die energetische Stadtsanierung noch 
wirkungsvoller zu machen und in noch 
mehr Kommunen zum Einsatz zu bringen, 
sollte das KfW-Programm aus Sicht der Ver-
bände noch enger mit der weiteren För-
derlandschaft verzahnt werden, Mittel soll-
ten noch besser gebündelt werden. Hierfür 
bedarf es eines integrierten Fördermittel-
managements zwischen Bund und Ländern 
sowie einer intensiveren interministeriellen 
beziehungsweise ressortübergreifenden 
Abstimmung. Es gilt, sowohl die verschie-
denen relevanten KfW-Programme unterei-
nander als auch mit weiteren Programmen 
von Bund und Ländern zu verzahnen. Dazu 
sollten die Bundesländer auch die Möglich-
keiten der neuen EU-Strukturfondsperiode 
ab 2014 konsequent nutzen. 

Als zusätzlicher Anreiz für Kommunen sollte 
aus den Quartierskonzepten ein direkterer 
Zugang zur Investitionsförderung geschaf-
fen werden. Für finanzschwache Kommu-
nen sollten die Bündelungsmöglichkeiten 
mit anderen Förderprogrammen sowie 
die Anerkennung von Arbeitsleistungen 
Dritter verbessert werden, um den Eigen-

anteil so weit wie möglich zu verringern. 
Hier können gerade Wohnungsunterneh-
men und lokale Energieversorger für das 
Programm eine noch stärkere Rolle über-
nehmen und ihre Ressourcen in den Pro-
zess aktiv einbringen, da diese auch direkt 
davon profitieren. Eine andere wesentli-
che Voraussetzung ist Planungssicherheit. 
Die langfristigen Unternehmensstrate-
gien von Wohnungswirtschaft sowie loka-
len Energieversorgern müssen in Einklang 
gebracht werden mit Förderprogrammen, 
deren Dauer meist ungewiss ist. Ebenso 
bewirken die sich ändernden Regelun-
gen, unter anderem bei der EEG-Umlage 
auf erzeugten Strom oder wie geplant bei 
den Netzentgelten, Zurückhaltung auf der 
Investorenseite. Insgesamt ist die Rolle der 
dezentralen Stromerzeugung nicht hinrei-
chend geklärt.

Die Initiatoren der Erklärung sind der Deut-
sche Verband für Wohnungswesen, Städ-
tebau und Raumordnung (DV), die Arbeits-
gemeinschaft Deutscher Sanierungs- und 
Entwicklungsträger (ADS), Arbeitsgemein-
schaft für zeitgemäßes Bauen (ARGE), Bun-
desarchitektenkammer (BAK), Bund deut-
scher Architekten (BDA), Bundesverband 
Freier Immobilien- und Wohnungsunter-
nehmen (BFW), Bundesvereinigung der 
Landes- und Stadtentwicklungsgesellschaf-
ten (BVLEG), Deutscher Mieterbund, GdW 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen, Haus & Grund 
Deutschland und der Verband Wohneigen-
tum.  (hung/schi) 

 Die Verbände haben ihre ausführliche Erklä-

rung in einem gemeinsamen Positionspapier 

veröffentlicht, in dem auch die bisherigen Erfah-

rungen und Erfolgskriterien des KfW-Programms 

dargestellt werden. Sie finden es auf 

www.gdw.de unter „Energie & Klimaschutz“ ➔ 

Energieeffizienz

BUNDESPOLITIK
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Neue Energieeinsparverordnung tritt am 1. Mai in Kraft

Berlin – Am 1. Mai 2014 tritt die novellierte Energieeinsparverordnung (EnEV) in Kraft. Damit sind vor allem Änderungen 
beim Handling der Energieausweise verbunden. Ab Mai 2014 erstellte Energieausweise müssen dann auch Energieeffizi-
enzklassen enthalten. Die Effizienzklassen und weitere Kennwerte aus dem Energieausweis werden zudem zu Pflichtan-
gaben bei kommerziellen Immobilienanzeigen.
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Rychter verweist auf die große Heterogeni-
tät der Wohnungsmärkte in Deutschlands 
größtem Bundesland Nordrhein-Westfalen: 
„Wachstum und Schrumpfung vollziehen 
sich hier Seite an Seite – oft reicht es nicht, 
Kommunen miteinander zu vergleichen, 
sondern Entwicklungen müssen bis auf 
die Quartiersebene hinunter gebrochen 
sehr differenziert betrachtet werden. Starre 
Berechnungsverfahren werden dieser kom-
plexen Situation nicht gerecht.”

Die Nachfrage nach Wohnraum wird neben 
der natürlichen Bevölkerungsentwicklung 
erheblich von Wanderungsbewegungen 
beeinflusst. Inwiefern diese Nachfrage 
in einer Kommune oder einem Quartier 
befriedigt werden kann ist wiederum von 
den vorhandenen Wohnungsbeständen, 
von der Einkommens- und Altersstruktur 
der Wohnungssuchenden sowie von den 
ordnungsrechtlichen Anforderungen an 
Barrierefreiheit und Energieeffizienz abhän-

gig. Dass in dieser Situation ein besonders 
differenziertes, kleinteiliges Vorgehen der 
Akteure notwendig ist unterstreicht auch 
das empirica-Gutachten „Entwicklung der 
quantitativen und qualitativen Neubau-
nachfrage auf den Wohnungsmärkten in 
NRW bis 2030”. Es war im Auftrag des 
vormaligen NRW-Bauministeriums Ende 
2010 erstellt worden und macht ebenfalls 
deutlich, dass Wohnungsmärkte regional 

BUNDESPOLITIK

Weiter auf Seite 4  

Wohnungswirtschaft engagiert sich für Nachhaltigkeit – 
Bewerbungen für Deutschen Nachhaltigkeitspreis 2014 möglich

Berlin – Als erste Wirtschaftsbranche in Deutschland entwickelt die Wohnungswirtschaft aktuell den Deutschen Nach-
haltigkeitskodex branchenspezifisch weiter, indem sie in den Kodex Kriterien für eine nachhaltige Unternehmensfüh-
rung speziell für Wohnungsunternehmen einführt. Die wohnungswirtschaftliche Ergänzung des Kodex wird in weni-
gen  Wochen abgeschlossen sein. Bis zum 6. Juni 2014 sind Wohnungsunternehmen zudem aufgerufen, beim Deutschen 
Nachhaltigkeitspreis teilzunehmen.

Nordrhein-Westfalen: Pauschale Festlegungen von Siedlungsflächen 
werden der Wirklichkeit nicht gerecht 

Düsseldorf – Den Entwurf eines neuen Landesentwicklungsplans, den die nordrhein-westfälische Landesregierung jüngst 
vorgelegt hat, bewertet der Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft (VdW) Rheinland Westfalen grundsätz-
lich positiv: Der Verband begrüßt die Integration aller landesplanerischen Regeln in einem einheitlichen Plan, weil dieser 
integrierte Ansatz die Steuerungsfähigkeit des Systems der Landes- und Regionalplanung verbessern kann. VdW-Ver-
bandsdirektor Alexander Rychter warnte jedoch: „Der neue Landesentwicklungsplan muss dort seine Grenzen finden, 
wo es um starre, verbindlich geltende Berechnungsverfahren für die Neuinanspruchnahme von Siedlungsflächen geht.”

Den Startschuss für ein noch intensiveres 
Engagement im Bereich Nachhaltigkeit 
hat die Wohnungswirtschaft im Dezem-
ber 2013 gegeben – mit einer Absichts-
erklärung zur wohnungswirtschaftli-
chen Branchenergänzung des Deutschen 
Nachhaltigkeitskodex. Derzeit wird diese 
Kodex-Ergänzung vom GdW Bundesver-
band deutscher Wohnungs- und Immobi-
lienunternehmen und der Arbeitsgemein-
schaft großer Wohnungsunternehmen 
(AGW) entwickelt und mit dem Rat für 
Nachhaltige Entwicklung (RNE) abge-
stimmt. 

Unternehmen, die ihr Nachhaltigkeitsma-
nagement stärker an den einheitlichen Kri-
terien des Deutschen Nachhaltigkeitskodex 
ausrichten möchten, können künftig frei-
willig eine Entsprechenserklärung abgeben, 
mit der sie sich zu der im Kodex veranker-
ten nachhaltigen Wirtschaftsweise mit 
ökologischer, sozialer und ökonomischer 
Dimension bekennen. Ziel ist, dass sich 
möglichst viele Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft dem Deutschen Nach-
haltigkeitskodex anschließen. Sie haben 
dadurch die Möglichkeit, ihre Nachhal-
tigkeitskriterien noch stärker zu bündeln, 
transparent offen zu legen und besser ver-
gleichbar zu machen.

Deutscher Nachhaltigkeitspreis 2014
Ab sofort können sich Unternehmen und 
Kommunen bis zum 6. Juni 2014 in einem 
zeitlich gestuften Verfahren beim Wettbe-
werb um den Deutschen Nachhaltigkeits-
preis bewerben. Prämiert werden Unter-
nehmen, die vorbildlich wirtschaftlichen 
Erfolg mit Schonung der Umwelt und sozi-
aler Verantwortung verbinden – und Städte 
und Gemeinden, die im Rahmen ihrer wirt-
schaftlichen Möglichkeiten ihre Entwick-
lung nachhaltig gestalten. Mit Sonderprei-
sen werden darüber hinaus Unternehmen 
für besondere Ressourceneffizienz und 
nachhaltige Markenführung prämiert. Der 
Preis ist eine Initiative der Stiftung Deut-

scher Nachhaltigkeitspreis in Zusammen-
arbeit mit der Bundesregierung, dem Rat 
für Nachhaltige Entwicklung, kommunalen 
Spitzenverbänden, Wirtschaftsvereinigun-
gen, Forschungseinrichtungen und zivilge-
sellschaftlichen Organisationen. Er wird im 
Rahmen des 7. Deutschen Nachhaltigkeits-
tages am 28. November 2014 in Düsseldorf 
verliehen.  (schi) 

 Weitere Infos und die 

Wettbewerbsunterlagen fin-

den Sie unter 

www.nachhaltigkeitspreis.de 

– oder indem Sie diesen 

QR-Code einscannen: 
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Die Trophäe des Deutschen Nachhaltigkeitspreises.

AUS DEN VERBÄNDEN
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 Fortsetzung von Seite 3Aktueller Zahlenspiegel 4/2014
Rahmendaten zur Wohnungswirtschaft in Deutschland

Bevölkerung1 3. Vierteljahr Veränderung
   (Inländerkonzept) 2012 2013 gegen Vorjahr

Bevölkerungsstand (1.000 Einwohner) 80.493 80.716 +0,3%

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 4. Vierteljahr Veränderung
Veränderung gegen Vorjahr 2012 2013 gegen Vorjahr
auf Basis der Preise von 2005 Mrd. Eur; in jeweiligen Preisen preisbereinigt

Bruttoinlandsprodukt (Mrd. EUR) 674,7 697,9 +1,3% 
dar.: Bauinvestitionen (Anlageinvestitionen Bauten) 65,8 69,2 +3,3% 
 dar.: Wohnbauten 38,2 40,4 +3,8% 

Verbraucherpreisindex März Veränderung
(2010 = 100) 2013 2014 gegen Vorjahr

Verbraucherpreisindex aller privaten Haushalte 105,6 106,7 +1,0% 

Mietpreisindex März Veränderung
(2010 = 100) 2013 2014 gegen Vorjahr

Wohnungsmiete (einschl. Nebenkosten) insgesamt 103,4 104,8 +1,4% 
Wohnungsmiete (inkl. Miete von Eigentumswohnungen) 103,4 104,9 +1,5% 

Altbauwohnungen 103,7 105,2 +1,4% 
Neubauwohnungen 103,3 104,9 +1,5% 

Index der Mietnebenkosten März Veränderung
(2010 = 100) 2013 2014 gegen Vorjahr

Wasserversorgung 104,6 105,3 +0,7% 
Müllabfuhr 99,4 99,4 +0,0% 
Abwasser 102,9 103,6 +0,7% 
Andere Nebenkosten 106,5 108,1 +1,5% 

Index der Energiekosten März Veränderung
(2010 = 100) 2013 2014 gegen Vorjahr

Strom 123,1 125,4 +1,9% 
Gas 111,5 111,8 +0,3% 
Flüssige Brennstoffe 130,0 120,2 -7,5% 

Feste Brennstoffe 111,5 111,7 +0,2% 

Zentralheizung/Fernwärme 119,8 118,4 -1,2% 

Baupreisindex (2010 = 100) 1. Vierteljahr Veränderung
(ohne Umsatzsteuer) 2013 2014 gegen Vorjahr

Bauleistungen (Neubau) am Wohngebäude 106,8 108,9 +2,0% 
Rohbauarbeiten 106,3 108,4 +2,0% 

Ausbauarbeiten 107,2 109,3 +2,0% 

Baulandpreise 3. Vierteljahr Veränderung
(in EUR je qm) 2012 2013 gegen Vorjahr

Kaufwerte für baureifes Bauland (EUR je qm) 135,77 126,56 -6,8% 
 Geschäftsgebiet 231,98 289,91 +25,0% 
 Geschäftsgebiet mit Wohngebiet gemischt 257,08 138,70 -46,0% 
 Wohngebiet 142,22 141,26 -0,7% 
 Industriegebiet 30,68 35,17 +14,6% 
 Dorfgebiet 33,95 35,66 +5,0% 

Index des Auftragseinganges im Baugewerbe Januar Veränderung
(Wertindex 2010 = 100) 2013 2014 gegen Vorjahr

Hoch- und Tiefbau 83,7 94,0 +12,3% 
Wohnungsbau 103,3 113,7 +10,1% 

Wohnungsbaugenehmigungen2 Januar Veränderung
2013 2014 gegen Vorjahr

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 17.655 20.873 +18,2% 
dar.: Wohnungen (Neubau) in Einfamilienhäusern 6.082 6.498 +6,8% 
 Wohnungen (Neubau) in Zweifamilienhäusern 1.392 1.456 +4,6% 
 Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 7.100 9.875 +39,1% 
 davon: Eigentumswohnungen 3.962 5.013 +26,5% 
  Mietwohnungen 3.138 4.862 +54,9% 

Quelle: Statistisches Bundesamt © GdW Beckmann
1)  vorläufige Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2011, Zensusdaten mit dem Stand vom 10.04.2014.
2)  Die Wohnungsbaufertigstellungen werden nur noch jährlich vom Statistischen Bundesamt gemeldet. Die Fertigstellungen für 

2012 wurden mit dem Aktuellen Zahlenspiegel September 2013 veröffentlicht.

und lokal spezifischen Regeln folgen, die 
die Kommunen am besten kennen und in 
kommunaler Planungshoheit selber gestal-
ten sollten.

„Wir bemängeln an den jetzigen Überle-
gungen auch die Zurechnung von Erho-
lungsflächen und Grünanlagen zum Sied-
lungsraum, denn diese Flächen werden ja 
nicht überbaut und sind auch in Wohnge-
bieten weiterhin dem Klima-, Landschafts- 
und Naturschutz dienlich”, ergänzte Ver-
bandsdirektor Rychter.

Hingegen unterstützt der VdW Rheinland 
Westfalen die Begrenzung der Inanspruch-
nahme neuer Flächen für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke als politische Zielvorgabe. 
„Wie dies im Einzelfall gehandhabt wird 
sollte allerdings ebenfalls in den Kommu-
nen entschieden werden”, so Alexander 
Rychter. „Dies empfehlen wir insbesondere 
da das Baugesetzbuch in dieser Hinsicht 
bereits Festlegungen trifft. Nur auf kom-
munaler Ebene kann aber letztendlich eine 
Abwägung zwischen verschiedenen Zielen 
stattfinden. Bürgerbeteiligung sowie die 
Kooperation der örtlichen Akteure im Rah-
men des Planungsverfahrens sind ein hohes 
Gut. Sie führen in der Regel zu besseren 
Ergebnissen als starre Berechnungsmetho-
den oder pauschale Festlegungen.” 
 (wink/schi) 

AUS DEN VERBÄNDEN

Deutsche Entwicklungshilfe für soziales 
Wohnungs- und Siedlungswesen e.V.

DESWOS-Spendenkonto
IBAN: DE87 3705 0198 0006 6022 21

DESWOS

 Die Kinder von Huzurikanda haben 
Durst. Nach Wissen. Sie brauchen 
eine SCHULE und einen Lehrer. 
Die DESWOS hilft ihnen!

deswos.de

bangladesch

Lernen
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Konditionen am 22.04.2014 für 
wohnungswirtschaftliche Finanzierungen

Zinsentwicklung bis 22.04.2014
Bestkundenkonditionen (Sollzins) der Partner von Dr. Klein

Bedingungen: 
Erststellige Grundschuld auf 
wohnungswirtschaftlichen Objekten 
Beleihungsauslauf 60% 
Darlehensbetrag: > 250 TEUR/Objekt 
Auszahlung: 100%, Tilgung: 1% p. a. 
3 Monate bereitstellungszinsfrei
keine Gutachterkosten oder 
Bearbeitungsgebühren

Quelle: Dr. Klein & Co. AG, Hansestraße 14, 23558 Lübeck, Tel. (0451) 1408-1200, www.drklein.de

6 Monate

15 Jahre

10 Jahre

5 Jahre

Archiv Zinsentwicklung unter www.drklein.de/newsletterarchiv-firmenkunden.html

Dr. Klein-EnergieEffizienzDarlehen*: für Neubau ab ca. 2,62% p.a. / für Modernisierung ab ca. 1,36% p.a.
(* Vergleichszinssatz eines Annuitätendarlehens mit gleicher Laufzeit und Zahlungsströmen. Stand: 22.04.2014)

15 Jahre     2,66%       2,69% p.a.

10 Jahre      2,27%       2,30% p.a.

5 Jahre        1,45%       1,47% p.a.

Zinsbindung   Sollzins   effektiv 
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WEITERBILDUNG

Migration und Migranten 14. Mai 2014, Bochum

Deutschland ist faktisch ein Zuwanderungsland und das bereits seit mehr als einem Jahr-
hundert. In Zukunft wird Deutschland weitere Zuwanderung benötigen – für die sozialen 
Sicherungssysteme, für den Arbeitsmarkt und auch, um die Wohnungsmärkte zu stabili-
sieren. In diesem Seminar werden Chancen und Herausforderungen der bisherigen und 
zukünftigen Migration für die Wohnungswirtschaft beleuchtet und konkrete Lösungs-
möglichkeiten und Handlungsempfehlungen aufgezeigt.
Weitere Infos: EBZ, Bettina Mannel, Telefon: 0234/9447510, E-Mail: b.mannel@e-b-z.de, 

Internet: www.e-b-z.de

Technische Aspekte der Bestandsmodernisierung 15. Mai 2014, Stuttgart

In diesem Seminar wird praxisnah aufgezeigt, welche Möglichkeiten der Bestandsmoder-
nisierung bestehen. Die komplexe Entscheidung der Investition größerer Beträge in beste-
hende Wohnanlagen wird diskutiert. Dabei soll mit den Teilnehmern im Rahmen eines 
Erfahrungsaustausches auch Sinn und Unsinn aktueller Auflagen und Gesetzgebungen 
diskutiert werden. Abschließend wird aufgezeigt, wie sich Modernisierungsinvestitionen 
auf den Wert der Gebäude auswirken. 
Weitere Infos: AWI GmbH, Jo Frey, Telefon: 0711/16345601, E-Mail: frey@awi-vbw.de, 

Internet: www.awi-vbw.de

 22. + 23. Mai 2014, 

Leiter Marketing und Unternehmenskommunikation Schloss & Gut Liebenberg

Mit unterschiedlichen Marketingkonzepten verfolgen Immobilienunternehmen das Ziel, 
sich erfolgreich zu positionieren. Hierzu gehören auch die externe und interne Kommuni-
kation. Angesichts dieser Schwerpunkte verbindet die Zielgruppentagung „Leiter Marke-
ting und Unternehmenskommunikation“ Praxiserfahrungen mit tiefer gehenden Analysen 
und wagt den Blick über den Tellerrand der Branche hinaus.
Weitere Infos: BBA, Nico Krüger, Telefon: 030/23085521, E-Mail: nico.krueger@bba-campus.de, 

Internet: www.bba-campus.de/kalender

PERSÖNLICHES

Am 20. April 2014 vollendete Ulrich Bitt-
ner, Geschäftsführer der Baugesellschaft 
München-Land GmbH, sein 60. Lebensjahr. 
Er ist Delegierter zum GdW Verbandstag.

Klaus-Peter Ohme, Niederlassungslei-
ter der DOMUS AG Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 
Niederlassung Potsdam, feierte am 19. 
April 2014 seinen 55. Geburtstag. Er ist 
ständiges Gastmitglied in der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Wohnungsge-
nossenschaften mit Spareinrichtung des 
GdW.
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GdW zur Europawahl 2014

Der GdW hat anlässlich der Wahl zum 8. Europä-
ischen Parlament, die in den 28 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU) vom 22. bis 25. Mai 
2014 abgehalten wird, eine Informationsseite für 
die Wohnungswirtschaft gestartet. In Deutsch-
land findet die Europawahl am 25. Mai statt. Unter 
www.wohnungswirtschaft-zur-wahl.de 
finden Sie aktuelle Informationen des GdW aus 
seinem Europabüro in Brüssel, Interviews mit politischen Ent-
scheidern aus der EU sowie den alle zwei Wochen erscheinen-
den „GdW-Europabrief” mit allen Fakten rund um wohnungs-
wirtschaftliche Themen auf EU-Ebene.  (schi) 

GdW-Jahresrückblick: Die Wohnungswirtschaft 
rund um die Bundestagswahl

Wie lauteten die Forderun-
gen der politischen Parteien 
und der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft wäh-
rend des Bundestagswahl-
kampfs – und wie haben sie 
sich letztlich im Koalitions-
vertrag niedergeschlagen? 
Welche Spitzengäste waren 
auf den Veranstaltungen 
von und mit dem GdW 
vertreten? Und was ist im 
Bereich Europapolitik, bei 
der Ausbildungskampagne 
oder bei der Entwicklungs-
hilfeorganisation DESWOS 
im vergangenen Jahr alles 
passiert? Mit der Broschüre 
„So geht zu Hause – Die 
Wohnungswirtschaft rund 
um die Bundestagswahl” 
bietet der GdW einen 

umfassenden und bunt bebilderten Rückblick über alle wichtigen The-
men und Veranstaltungen der Wohnungswirtschaft im Vorfeld, während 
und nach der Bundestagswahl 2013. Vertreter aus Wohnungsunterneh-
men, Verbänden, Politik und alle Interessierten haben so die Gelegenheit, 
sich auf elektronischem Wege durch das GdW-Jahr zu blättern und die 
Arbeit des Spitzenverbandes anschaulich zu erleben. 
 (schi) 

 Ein blätterbares PDF sowie eine Download-Version des 

GdW-Rückblicks finden Sie unter www.gdw.de – auf Ihr 

Tablet oder Smartphone können Sie sich die Broschüre 

holen, indem Sie diesen QR-Code einscannen:

ZAHL DER WOCHE

Billionen Euro betrug das Nettover-
mögen der privaten Haushalte im Jahr 
2013. Auf Grundlage hochgerech-
neter Daten aus dem Sozio-oekono-
mischen Panel (SOEP) ermittelte das 
Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW Berlin) für 2012 ein 
Bruttovermögen (ohne Fahrzeuge und 
Hausrat) von rund 7,4 Billionen Euro, 
wobei Grund- und Immobilienbesitz 
mit 5,1 Billionen Euro den überwie-
genden Anteil ausmacht. Im Vergleich 
zu 2002 ist der Wert des Bruttovermö-
gens nominal um rund 500 Milliarden 
Euro gestiegen. Der Zuwachs speist 
sich überwiegend aus Vermögenszu-
wächsen beim selbstgenutzten Wohn-
eigentum, aber auch beim Geldvermö-
gen. Die Verbindlichkeiten der privaten 
Haushalte beliefen sich nach Angaben 
des SOEP im Jahre 2012 auf gut 1,1 
Billionen Euro, vorrangig bestehend 
aus Hypothekarkrediten in Höhe von 
knapp einer Billion Euro. Das Nettover-
mögen der inländischen Erwachsenen 
in privaten Haushalten betrug damit 
im Jahr 2012 rund 6,3 Billionen Euro.
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„Eine Minderung ist nur dann möglich, wenn die Ist-Beschaffenheit von 
der vertraglich vereinbarten Soll-Beschaffenheit negativ abweicht. Ent-
scheidend ist also der Zeitpunkt des Vertragsschlusses. Insofern ist es also 
nur folgerichtig, wenn bei entsprechenden Mängeln auch nur derjenige 
technische Standard verlangt werden kann, der zum Zeitpunkt des Ver-
tragsabschlusses gültig war. Etwas anderes gilt nur bei Maßnahmen, die 
einem Neubau gleichkommen. Auch dies ist folgerichtig. Denn eine andere Auslegung 
würde zu einer Modernisierungspflicht und nicht zu einer bloßen Instandhaltungs- 
oder Instandsetzungspflicht führen.“  

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Maßstab bei teilweisem Aus- und Umbau einer Wohnung

Mit Urteil vom 5. Juni 2013 (Az.: VIII ZR 287/12) hat der Bundesgerichtshof (BGH) Fol-
gendes entschieden: Bei der Beurteilung des Vorliegens eines Mangels der Mietsache ist, 
wenn Abreden zur Beschaffenheit der Mietsache fehlen, jedenfalls die Einhaltung der 
maßgeblichen technischen Normen geschuldet. Dabei ist nach der Verkehrsanschauung 
grundsätzlich der bei Errichtung des Gebäudes geltende Maßstab anzulegen. Sinngemäß 
entschied der BGH weiter, dass wenn bauliche Veränderungen an einem älteren Gebäude 
vorgenommen werden, der Mieter nur dann erwarten kann, dass der Tritt- und Luftschall-
schutz anschließend den höheren Anforderungen der zur Zeit der baulichen Veränderung 
geltenden DIN-Normen genügt, wenn die Maßnahmen von der Intensität des Eingriffs in 
die Gebäudesubstanz her mit einem Neubau oder einer grundlegenden Veränderung des 
Gebäudes vergleichbar sind.  
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